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Präsidentin der Bundesarbeitsgemeinschafr der
Freien Wohlfehrtspf lege e. V.
Frau Donata Freifrau Schenck zu Schwe¡nsberg
Oranienburger Straße 13 - 14
10178 Berlin

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

viefen Dank fur lhr Schreiben vom 19. Januar 201 1, in dem Sie die Probleme der Finanzierung

voR Dolmetscherkosten bei der therapeutischen Behandlung von traumat¡sierten Ausländern

ansprecnen.

lch halte es für zwingend, dass aufgrund von Folter, Vergewaltigung oder anderen Gewalttaten

traumatis¡erte Flûchtlinge d¡e edorderliche therapeut¡sche Versorgung erhalten. Dazu gehõrt

ohne Zweifel im Einzelfall auch die Herbeiziehung von Dolmelschern, wenn ohne diese d¡e er-

forderlíche sprachfiche Verständ¡gung und somit eine Behandlung nicht mögl¡ch ist.

Opfer von Folter, Vergewaltigung oder sonstþer Formen psychischer, physischer oder sexueller

Gewatt haben, soweit es sich um Leistungsberechtigte nach dem AsylbewerberleistungsgeseÞ

(AsylbLG) handelt, bísher schon nach SS 4, 6 AsylbLG Anspruch auf die erforderlichen med¡z¡'

nischen oder sonstigen Hilfen zur Behandlung der V€rleEungen, die ihnen durch die genannten

Handlungen zugefügt worden sind. Zu den zu gewãhrenden Hilfen gehören auch Dolmetscher-

kosten, sofern die Herbe¡ziehung eines Dolmetschers für die Behandlung erforderlich ist. Die

Le¡stung w¡rd dann durch eine Ermessensreduzierung auf Null zu einer Pflichtleistung, sodass

die Vorgaben des Art. 20 der EU-Aufnahmer¡chtlinie (2003/9/EG) erfüllt s¡nd,

Zwar weisen Sie in lhrem Schreiben darauf hin, dass die Übernahme von Dolmetscherkosten

entgegen SS 4, 6 AsylbLG nicht immer gewährt wird. Von den für die Ausfûhrung des AsylbLG

zuständigen Ländern w¡rd allerdings ein Vollzugsdefizit hinsichtlich der therapeutischen Behand-

lung von besonders hilfebedi¡rftigen Pefsonen im Sinne des Art. l7 der EU-Aufnahmerichtlinie

(2003/9/EG) verneint. Soflten in Eínzelfällen rechtswidrig die für die Behandlung von besonders



ssre:von 2 hilfebedürftigen Personen. im Sinne des Art. .17 der EU-Aufnahme¡ichtlinie (2003/9/EG) erfor-

delichen DolmetsGherkosten nichi gewährt worden sein, so obliegt es den zuständigen Auf-

sichtsbehörden der Länder und Gerichten, für eine rechtmäßige Rechtsänwendung zu sorgen.

lch sehe vor diesem H¡ntergrund im Bereich des AsylbLG keine Erforderlichkeit für eine ,An-

derung der rechtlichen Grundlage für die Abrechnung von Dolmetscherkosten oder fÛr d¡e

Schaffung anderer praxistauglicher Finarzierungsinögl¡chke¡ten. Soweit Sie vorschlagen,

die übernahme de¡ Dotmetscherkosten im Bereich:des Fünffen Buches Sozialgesetzbuch

vozusehen, wird lhnen der Kollege Eundesminister Ðr, Rösler antworten, den Sìe ebenfalls

angeschrieben haben.

Mit freundlichen GrÜßen

Gquca .,- g


